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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bau-
er, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Eva 
Gottstein, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muthmann, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, 
Tanja Schweiger, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Bericht über die Aktivitäten und Stellungnahmen 
der Staatsregierung hinsichtlich der Bayern be-
treffenden geplanten HGÜ-Stromleitungen sowie 
zum Netzausbaubedarf 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Ver-
kehr, Energie und Technologie darüber zu berichten, 

1. ob sich die Staatsregierung im Vorfeld der Ge-
nehmigung des Szenariorahmens zum Netzent-
wicklungsplan 2012 in irgendeiner Weise hinsicht-
lich des künftigen Stromverbrauchs, der Ausbau-
geschwindigkeit der Erneuerbaren Energien sowie 
zur installierten Leistung einzelner Energieträger 
in Bayern gegenüber der Bundesnetzagentur oder 
den Übertragungsnetzbetreibern geäußert hat und 
wenn ja, wie, 

2. ob sich die Staatsregierung im Vorfeld der Bestä-
tigungen der Netzentwicklungspläne I und II in ir-
gendeiner Weise hinsichtlich der Notwendigkeit 
und der Ausgestaltung neuer Höchstspannungs-
leitungen gegenüber der Bundesnetzagentur oder 
den Übertragungsnetzbetreibern geäußert hat und 
wenn ja, wie, 

3. ob sich die Staatsregierung seit der Übermittlung 
der bestätigten Netzentwicklungspläne an die 
Bundesregierung in irgendeiner Weise hinsichtlich 
der Notwendigkeit und der Ausgestaltung neuer 
Höchstspannungsleitungen gegenüber der Bun-
desnetzagentur oder den Übertragungsnetzbetrei-
bern geäußert hat und wenn ja, wie, 

4. ob sich die Staatsregierung im Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zum Bundesbedarfsplan-
gesetz an irgendeiner Stelle für die grundsätzliche 
Möglichkeit einer Teilerdverkabelung eingesetzt 
hat und wenn ja, in welcher Form und mit wel-
chem Inhalt, 

5. weshalb die Staatsregierung im Bundesrat dem 
Antrag des Landes Niedersachsen, in dem eine 
grundsätzliche Möglichkeit der Teilerdverkabelung 
bei allen im Bundesbedarfsplangesetz genannten 
Vorhaben gefordert wird, nicht zugestimmt hat, 

6. welchen Inhalt das in der Pressemitteilung des 
Bayerischen Wirtschaftsministeriums vom 25. Fe-
bruar 2014 erwähnte Schreiben des Wirtschafts-
ministeriums an die Bundesnetzagentur vom 
16. Oktober 2013 hatte, 

7. welche politischen Rahmenbedingungen sich 
zwischen dem Schreiben des Wirtschaftsministe-
riums vom 16. Oktober 2013 und der Bekanntga-
be des Moratoriums beim Stromtrassenbau im 
Rahmen der Pressekonferenz der Staatskanzlei-
ministerin Haderthauer am 4. Februar 2014 konk-
ret geändert haben, die zum Meinungsum-
schwung der Staatsregierung geführt haben, 

8. inwieweit sich eine Verlangsamung des Tempos 
beim Ausbau der Erneuerbaren Energien in Bay-
ern auf den Bedarf neuer Höchstspannungsleitun-
gen nach Bayern auswirken würde, 

9. aus welchen Regionen in Deutschland überhaupt 
eine Höchstspannungsleitung nach Bayern mög-
lich wäre, bei der man angesichts eines bundes-
weiten Anteils der Energieträger Braun- und Stein-
kohle von 45,2 Prozent an der Bruttostromerzeu-
gung sicherstellen könnte, dass jeglicher Trans-
port von Kohlestrom ausgeschlossen werden 
kann, 

10. wie hoch angesichts der Tatsache, dass der nörd-
liche Anschlusspunkt der Gleichstrompassage 
Süd-Ost in Sachsen-Anhalt liegt, aktuell der Anteil 
volatiler Erneuerbarer Energien und der Braun-
kohle am Stromverbrauch und der Stromerzeu-
gung in Sachsen-Anhalt ist. 

 

 

Begründung: 

Die Staatsregierung hat im Juni 2013 im Bundesrat für 
das Bundesbedarfsplangesetz gestimmt. Hinsichtlich 
der in diesem Gesetz aufgeführten 36 bundesweiten 
Stromleitungsvorhaben wurde festgestellt, dass sie 
energiewirtschaftlich notwendig und zur Gewährleis-
tung eines sicheren Netzbetriebs erforderlich wären. 
Zu diesen 36 Vorhaben gehören auch die Bayern 
betreffenden Höchstspannungsleitungen von Lauch-
städt nach Meitingen („Gleichstrompassage Süd-Ost“) 
sowie von Wilster nach Grafenrheinfeld („SuedLink“), 



Seite 2 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache  17/917 

die beide in Hochspannungs-Gleichstrom-Übertra-
gungs-Technik (HGÜ-Technik) ausgeführt werden 
sollen. 

Im Rahmen einer Pressekonferenz am 04.02.2014 
erklärte Staatskanzleiministerin Haderthauer, dass 
sich das Bayerische Kabinett auf ein Moratorium bei 
den Planungen für den Bau neuer Höchstspannungs-
leitungen in Bayern verständigt habe. Noch am 
16.10.2013 wurde in einem Schreiben des Bayeri-

schen Wirtschaftsministeriums an die Bundesnetza-
gentur die Befürchtung geäußert, dass die angebliche 
Unterdimensionierung der geplanten Stromtrassen, 
den Wirtschaftsstandort Deutschland gefährden wür-
de. Aufgrund dieser Widersprüche fordert die FREIE 
WÄHLER Landtagsfraktion einen ausführlichen Be-
richt über die Aktivitäten und Stellungsnahmen der 
Staatregierung hinsichtlich der Bayern betreffenden 
Stromtrassen.  

 


